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(Bekanntmachungen,)

VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER GEMEINSAMEN
HANDELSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Bekanntmachung der Einleitung einer Schutzmaflnahmenuntersuchung betreffend die Einfuhren
von Stahlerzeugnissen

(2018/C 111/10)

Den der Europdischen Kommission (im Folgenden ,Kommission) aktuell vorliegenden Informationen sowie den derzeit
geltenden Uberwachungsmafnahmen () zufolge sind die Einfuhren bestimmter Stahlerzeugnisse kiirzlich stark gestiegen;
somit liegen ausreichende Beweise dafiir vor, dass diese Einfuhrtrends anscheinend Schutzmafnahmen erforderlich
machen. Die Kommission hat daher von Amts wegen beschlossen, nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/478 des
Europdischen Parlaments und des Rates (?) und nach Artikel 3 der Verordnung (EU) 2015/755 des Europdischen Parla-
ments und des Rates (°) eine Schutzmafnahmenuntersuchung einzuleiten.

1. ZU UNTERSUCHENDE WAREN

Bei den zu untersuchenden Waren handelt es sich um bestimmte Stahlerzeugnisse (im Folgenden ,betroffene Waren®).
Die betroffenen Waren werden zusammen mit den KN-Codes, nach denen sie derzeit eingereiht werden, in Anhang I
dieser Bekanntmachung aufgefiihrt. Diese KN-Codes werden nur informationshalber angegeben.

2. ZUNAHME DER EINFUHREN UND SCHADIGUNG

Gemif den der Kommission vorliegenden Informationen stiegen die Gesamteinfuhren der betroffenen Waren im Zeitraum
2013-2017 von 17,8 Mio. Tonnen auf 29,3 Mio. Tonnen an. Zwischen 2013 und 2016 nahmen die Einfuhren der betroffe-
nen Waren um ca. 65 % zu. Zu den stirksten Zunahmen kam es 2015 und insbesondere 2016, als die Einfuhren 28,6 Mio.
Tonnen erreichten. Danach hielten sich die Einfuhren der betroffenen Waren auf einem hohen Niveau. Zusitzlich haben die
Einfuhren simtlicher betroffenen Waren absolut gesehen plétzlich vor Kurzem in erheblichem Umfang stark zugenommen.
Dariiber hinaus stellt die Kommission auch fest, dass die Gesamteinfuhren der betroffenen Waren auch relativ gesehen stie-
gen, ndmlich von 7,3 % auf 11,6 % in Bezug auf die Produktion und von 12,2 % auf 17,6 % in Bezug auf den Verbrauch. In
beiden Fillen wurden die Anstiege im Zeitraum 2014-2016 ersichtlich und blieben im Anschluss daran auf einem relativ
hohen Niveau. Der Anstieg bei den Einfuhren diirfte auf unvorhergesehene Entwicklungen wie die globale Uberkapazitit in
der Stahlerzeugung und auf die handelspolitischen Mafinahmen, die von einer Reihe von Drittlindern in den vergangenen
Jahren im Kontext der globalen Uberkapazitit ergriffen wurden, zuriickzufithren sein.

Auflerdem gibt es auf der Grundlage der in Artikel 9 der Verordnung (EU) 2015/478 und Artikel 6 der Verordnung (EU)
2015(755 aufgefithrten wirtschaftlichen Indikatoren ausreichende Beweise dafiir, dass Menge und Preise dieser Einfuhren
die Lage des Wirtschaftszweigs der Union erheblich beeintrichtigt haben oder zu beeintrichtigen drohen. Aus diesen
Nachweisen geht insbesondere hervor, dass sich die Einfuhren bei einigen Kategorien der betroffenen Waren unter ande-
rem negativ auf die Marktanteile der Unionshersteller ausgewirkt haben. AufSerdem waren die Einfuhrpreise wihrend des
gesamten Zeitraums niedriger als die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union. Damit waren die Verkaufspreise
des Wirtschaftszweigs der Union einem erheblichen Druck ausgesetzt, was zu negativen oder niedrigen Gewinnen
fihrte. Die finanzielle Lage diirfte sich bei einigen anderen betroffenen Waren im Jahr 2017 zwar verbessert haben, ist
bei diesen Waren aber nach wie vor prekir und konnte sich durch einen weiteren Anstieg der Einfuhren verschlechtern,
was im Kontext der allgemeinen Uberkapazititen im Stahlsektor, der zunehmenden Zahl an Handelsschutzmafnahmen
gegeniiber Stahlerzeugnissen durch Drittlinder und der kiirzlich von den Vereinigten Staaten von Amerika im Rahmen
von ,Section 232“ ergriffenen Mafnahmen bevorstehen diirfte. Gegenstand der Untersuchung wird die Lage der betroffe-
nen Waren, einschlieflich der Lage bei jeder Warenkategorie fiir sich genommen, sein; dabei werden auch die aktuellsten
Entwicklungen, wie eine etwaige durch die US-Mafinahmen bedingte Handelsumlenkung, zugrunde gelegt.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/670 der Kommission vom 28. April 2016 zur Einfithrungeiner vorherigen Uberwachung der
Einfuhren bestimmter Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung in bestimmten Drittlindern durch die Union (ABL L 115
vom 29.4.2016, S. 37).

(%) Verordnung (EU) 2015/478 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mérz 2015 iiber eine gemeinsame Einfuhrregelung
(ABL L 83 vom 27.3.2015, S. 16).

(®) Verordnung (EU) 2015/755 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 iiber eine gemeinsame Regelung der Ein-
fuhren aus bestimmten Drittlindern (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 33).
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3. VERFAHREN

Die Kommission kam nach der Unterrichtung der Mitgliedstaaten zu dem Schluss, dass geniigend Beweise vorliegen, die
die Einleitung einer Untersuchung rechtfertigen, und leitet daher nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/478 und
Artikel 3 der Verordnung (EU) 2015/755 eine Untersuchung ein.

Bei der Untersuchung wird ermittelt, ob die betroffenen Waren infolge unvorhergesehener Entwicklungen in derart
erhohten Mengen und unter derartigen Bedingungen in die Union eingefithrt werden, dass den Unionsherstellern gleich-
artiger oder unmittelbar konkurrierender Waren eine bedeutende Schidigung entsteht oder zu entstehen droht.

3.1. Schriftliche Stellungnahmen, beantwortete Fragebogen und Schriftwechsel

Die Kommission wird den ihr bekannten Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren sowie ihr
bekannten Herstellerverbianden in der Union Fragebogen zusenden, um die fur ihre Untersuchung benétigten Informa-
tionen einzuholen. Die ausgefiillten Fragebogen miissen innerhalb von 21 Tagen ab dem Datum des Versands bei der
Kommission eingehen.

Alle interessierten Parteien, einschliefSlich ausfithrende Hersteller, Einfithrer und Verwender der betroffenen Waren sowie
deren Verbinde, werden aufgefordert, ihren Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachwei-
sen schriftlich darzulegen. Stellungnahmen in einem frei gewahlten Format sollten innerhalb von 21 Tagen ab dem
Datum der Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union iibermittelt werden. Interes-
sierte Parteien konnen auch bei der Kommission vorzugsweise per E-Mail einen Fragebogen anfordern, indem sich bei
ihr umgehend, spitestens jedoch 15 Tage nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen
Union melden. Der ausgefiillte Fragebogen sollte innerhalb von 21 Tagen ab dem Datum des Versands vorgelegt werden.

Stellungnahmen und Informationen, die nach den genannten Fristen eingereicht werden, konnen unberiicksichtigt

bleiben.

3.2. Schriftliche Beitrige, Ubermittlung ausgefiillter Fragebogen und Schriftwechsel

Angaben, die der Kommission vorgelegt werden, miissen frei von Urheberrechten sein. Bevor interessierte Parteien der
Kommission Angaben und/oder Daten vorlegen, fiir die Urheberrechte Dritter gelten, miissen sie vom Urheberrechtsin-
haber eine spezifische Genehmigung einholen, die es der Kommission ausdriicklich gestattet, a) die Angaben und Daten
fur die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den an dieser Untersuchung interessierten Parteien
die Angaben und/oder Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungsrechte wahrnehmen kénnen.

Alle von interessierten Parteien iibermittelten schriftlichen Beitrige, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter
auch die in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die ausgefiillten Fragebogen und sonstige Schreiben,
miissen den Vermerk ,Limited” (") (zur eingeschrinkten Verwendung) tragen. Parteien, die im Laufe der Untersuchung
Informationen vorlegen, werden gebeten, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu begriinden.

Damit wihrend der Untersuchung der Anspruch auf rechtliches Gehor fiir alle interessierten Parteien angemessen
gewahrt ist, miissen Parteien, die Informationen mit dem Vermerk ,Limited* iibermitteln, eine nichtvertrauliche Zusam-
menfassung vorlegen, die den Vermerk ,For inspection by interested parties* (zur Einsichtnahme durch interessierte Par-
teien) tragt. Diese Zusammenfassung sollte so ausfithrlich sein, dass sie ein angemessenes Verstindnis des wesentlichen
Inhalts der vertraulichen Informationen ermdoglicht. Kann eine Partei, die vertrauliche Informationen vorlegt, ihren
Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht triftig begriinden oder legt sie keine nichtvertrauliche Zusammenfassung der
Informationen im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Qualitit vor, konnen diese Informationen
unberiicksichtigt bleiben.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beitrdge und Antrdge, darunter auch gescannte Vollmachten und Bescheini-
gungen, per E-Mail zu tibermitteln; ausgenommen sind umfangreiche Antworten; diese sind auf CD-ROM oder DVD zu
speichern und personlich abzugeben oder per Einschreiben zu iibermitteln.

Verwenden die interessierten Parteien E-Mail, erkldren sie sich mit den Regeln fiir die elektronische Ubermittlung von
Unterlagen im Leitfaden zum Schriftwechsel mit der Europidischen Kommission bei Handelsschutzuntersuchungen
(,,CORRESPONDENCE WITH THE EUROPEAN COMMISSION IN TRADE DEFENCE CASES*) einverstanden, der
auf der Website der Generaldirektion Handel veroffentlicht ist:

http:/[trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011 [june[tradoc_148003.pdf

(") Eine Unterlage mit dem Vermerk ,Limited” gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 8 der Verordnung (EU) 2015/478, des Artikels 5
der Verordnung (EU) 2015/755 und des Artikels 3 Absatz 2 des WTO-Ubereinkommens iiber Schutzmaffnahmen. Sie sind ferner
nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates (ABL. L 145 vom 31.5.2001, S. 43)
geschiitzt.


http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011/june/tradoc_148003.pdf
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Die interessierten Parteien miissen ihren Namen sowie ihre Anschrift, Telefonnummer und giiltige E-Mail-Adresse ange-
ben und sollten sicherstellen, dass es sich bei der genannten E-Mail-Adresse um eine aktive offizielle Mailbox handelt, die
taglich eingesehen wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten erhalten, so kommuniziert sie ausschlielich per E-Mail
mit den interessierten Parteien, es sei denn, diese wiinschen ausdriicklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem
anderen Kommunikationsweg zu erhalten, oder die Art der Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich.
Weitere Regeln und Informationen beziiglich des Schriftverkehrs mit der Kommission, einschlieflich der Leitlinien fiir
Ubermittlungen per E-Mail, kénnen den oben genannten Kommunikationsanweisungen fiir interessierte Parteien ent-
nommen werden.

Postanschrift der Kommission:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H/Referat H5
Biiro: CHAR 03/66
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

E-Mail-Adresse: TRADE-SAFEGUARD-STEEL@ec.europa.cu

3.3. Anhérungen

Nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/478 und Artikel 3 der Verordnung (EU) 2015/755 konnen alle interessierte
Parteien innerhalb von 21 Tagen ab dem Datum der Veréffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdi-
schen Union auch einen Antrag auf Anhérung durch die Kommission stellen.

4. PRUFUNG DER INFORMATIONEN

Interessierte Parteien, die eine Stellungnahme oder Informationen eingereicht oder gemidfd Artikel 5 der Verordnung (EU)
2015/478 und Artikel 3 der Verordnung (EU) 2015/755 einen Antrag auf Anhorung gestellt haben, sowie Vertreter der
Ausfuhrlinder kénnen auf schriftliche Anfrage alle Informationen einsehen, die der Kommission im Zusammenhang mit
der Untersuchung zur Verfugung gestellt werden, mit Ausnahme interner Dokumente, die von den Behorden der Union
oder ihrer Mitgliedstaaten erstellt werden, vorausgesetzt, dass diese Informationen relevant fir die Prisentation ihres
Falles und im Sinne des Artikels 8 der Verordnung (EU) 2015/478 bzw. des Artikels 5 der Verordnung (EU) 2015/755
nicht vertraulich sind und dass sie von der Kommission bei der Untersuchung verwendet werden. Die betroffenen Par-
teien, die sich geduflert haben, konnen der Kommission gegeniiber Stellung zu diesen Informationen nehmen und ihre
Stellungnahmen konnen beriicksichtigt werden, soweit sie sich auf ausreichende Nachweise stiitzen.

5. MANGELNDE BEREITSCHAFT ZUR MITARBEIT

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie die Auskiinfte nicht
fristgerecht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so kénnen nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2015/478
und Artikel 3 der Verordnung (EU) 2015/755 Feststellungen auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen getroffen
werden. Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefithrende Informationen vorgelegt hat, so kon-
nen diese Informationen unberiicksichtigt bleiben; stattdessen konnen sonstige verfiigbare Informationen zugrunde
gelegt werden.

6. ANHORUNGSBEAUFTRAGTER

Interessierte Parteien konnen sich an den Anhorungsbeauftragten fur Handelsverfahren wenden. Er fungiert als Schnitt-
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst
sich mit Antragen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten iiber die Vertraulichkeit von Unterlagen, Antragen auf Fristver-
lingerung und Antrigen Dritter auf Anhérung. Der Anhérungsbeauftragte kann die Anhoérung einer einzelnen interes-
sierten Partei ansetzen und als Vermittler titig werden, um zu gewdahrleisten, dass die interessierten Parteien ihre Vertei-
digungsrechte umfassend wahrnehmen konnen.

Eine Anh6rung durch den Anhérungsbeauftragten ist schriftlich zu beantragen und zu begriinden. Betrifft die Anho-
rung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, so muss der Antrag binnen 15 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union gestellt werden.

Der Anhorungsbeauftragte bietet den Parteien aufferdem die Moglichkeit, bei einer Anhérung ihre unterschiedlichen
Ansichten zu Fragen wie Anstieg von Einfuhren, Schddigung, ursichlichem Zusammenhang und Unionsinteresse vorzu-
tragen und Gegenargumente vorzubringen.

Weiterfithrende Informationen und Kontaktdaten konnen interessierte Parteien den Webseiten des Anhorungsbeauftrag-
ten im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:|/ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts|
hearing-officer/


mailto:TRADE-SAFEGUARD-STEEL@ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/hearing-officer/
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7. ZEITPLAN FUR DIE UNTERSUCHUNG

Stellt die Kommission fest, dass Maffnahmen notwendig sind, fasst die Kommission nach Kapitel V der Verordnung (EU)
2015/478 bzw. der Verordnung (EU) 2015/755 spitestens neun Monate ab dem Datum der Einleitung die erforderli-
chen Beschliisse, sofern keine auflergewohnlichen Umstinden vorliegen; in einem solchen Fall kann die Frist um maxi-
mal zwei Monate verlingert werden. Wird die Frist verlingert, veroffentlicht die Kommission im Amtsblatt der Europdi-
schen Union eine Bekanntmachung iiber die Dauer der Verlingerung sowie eine zusammengefasste Begriindung.

8. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG)
Nr. 45/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien
Datenverkehr (') verarbeitet.

(") ABLL 8vom 12.1.2001, S. 1.
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ANHANG
Betroffene Waren
Warennummer Warenkategorie KN-Codes

Bleche und Binder aus nicht legiertem Stahl
oder legiertem Stahl, warmgewalzt

720810 00, 7208 25 00, 7208 26 00, 7208 27 00,
7208 36 00, 7208 37 00, 7208 38 00, 7208 39 00,
7208 40 00, 7208 5299, 7208 53 90, 7208 54 00,
72111400, 721119 00, 7212 60 00, 722519 10,
72253010, 7225 30 30, 7225 30 90, 7225 40 15,
72254090, 7226 19 10, 7226 91 20, 7226 91 91,
7226 91 99

Bleche aus nicht legiertem Stahl oder legiertem
Stahl, kaltgewalzt

72091500, 7209 16 90, 720917 90, 7209 18 91,
7209 2500, 7209 26 90, 7209 27 90, 7209 28 90,
720990 20, 7209 90 80, 7211 23 20, 7211 23 30,
721123 80, 721129 00, 7211 90 20, 7211 90 80,
722550 20, 722550 80, 7226 20 00, 7226 92 00

Elektrobleche (andere als GOES)

72091610, 72091710, 720918 10, 7209 26 10,
72092710, 7209 28 10, 722519 90, 7226 19 80

Bleche mit metallischem Uberzug

72102000, 7210 3000, 7210 41 00, 7210 49 00,
721061 00, 721069 00, 7210 90 80, 7212 20 00,
72123000, 7212 50 20, 7212 50 30, 7212 50 40,
72125061, 721250 69, 7212 50 90, 7225 91 00,
72259200, 7226 99 10, 7226 99 30, 7226 99 70

Bleche mit organischem Uberzug

721070 80, 7212 40 80

Weiflblecherzeugnisse

72091899, 72101100, 72101220, 721012 80,
72105000, 72107010, 721090 40, 721210 10,
72121090, 721240 20

Quartobleche aus nicht legiertem Stahl oder
legiertem Stahl

7208 51 20, 7208 5191, 7208 51 98, 7208 52 91,
7208 90 20, 7208 90 80, 7210 90 30, 722540 12,
72254040, 7225 40 60, 722599 00

Bleche und Binder aus nicht rostendem Stahl,
warmgewalzt

72191100, 72191210, 72191290, 721913 10,
72191390, 72191410, 721914 90, 7219 22 10,
72192290, 72192300, 7219 24 00, 7220 11 00,
72201200

Bleche und Binder aus nicht rostendem Stahl,
kaltgewalzt

72193100, 7219 3210, 72193290, 7219 33 10,
72193390, 7219 3410, 7219 3490, 7219 35 10,
72193590, 721990 20, 7219 90 80, 7220 20 21,
72202029, 7220 20 41, 7220 20 49, 7220 20 81,
722020 89, 722090 20, 7220 90 80
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Warennummer Warenkategorie KN-Codes
10 Quartobleche aus nicht rostendem Stahl, | 7219 21 10, 7219 21 90
warmgewalzt
11 Kornorientiertes Elektroblech 72251100, 722611 00
12 Stabstihle und Leichtprofile aus nicht legiertem | 7214 30 00, 7214 91 10, 7214 91 90, 7214 99 31,
Stahl oder legiertem Stahl 721499 39, 7214 99 50, 7214 99 71, 7214 99 79,
72149995, 72159000, 7216 10 00, 7216 21 00,
7216 2200, 7216 40 10, 7216 40 90, 7216 50 10,
7216 5091, 7216 50 99, 7216 99 00, 7228 10 20,
72282010, 72282091, 7228 30 20, 7228 30 41,
72283049, 7228 3061, 7228 30 69, 7228 30 70,
72283089, 7228 60 20, 7228 60 80, 7228 70 10,
7228 7090, 7228 80 00
13 Betonstabstihle 72142000, 72149910
14 Nicht rostende Stabstihle und Leichtprofile 72221111,72221119, 72221181, 722211 89,
72221910, 72221990, 72222011, 72222019,
72222021, 72222029,72222031, 7222 20 39,
72222081, 72222089, 72223051, 722230091,
72223097,72224010, 7222 40 50, 72224090
15 Nicht rostender Walzdraht 72210010, 7221 00 90
16 Walzdraht aus nicht legiertem Stahl oder legier- | 7213 10 00, 7213 2000, 721391 10, 7213 91 20,
tem Stahl 72139141, 721391 49,72139170, 7213 91 90,
72139910, 72139990, 7227 1000, 7227 20 00,
72279010, 7227 90 50, 7227 90 95
17 Profile aus Eisen oder nicht legiertem Stahl 72163110, 7216 3190, 72163211, 7216 3219,
72163291, 7216 3299, 7216 3310, 7216 3390
18 Spundwanderzeugnisse 73011000
19 Oberbaumaterial fiir Bahnen 73021022, 73021028, 73021040, 730210 50,
7302 4000
20 Gasleitungen 73063041, 7306 3049, 73063072, 73063077
21 Hohlprofile 7306 6110, 7306 6192, 7306 61 99
22 Nahtlose Rohre aus nicht rostendem Stahl 73041100, 73042200, 7304 24 00, 7304 41 00,

7304 4910, 73044993, 7304 49 95, 7304 49 99
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Warennummer Warenkategorie KN-Codes

23 Tragrohre 7304 5112, 7304 51 18, 7304 59 32, 7304 59 38

24 Sonstige nahtlose Rohre 73041910, 730419 30, 730419 90, 7304 23 00,
73042910, 7304 29 30, 7304 29 90, 7304 31 20,
7304 31 80, 7304 3910, 7304 3952, 7304 39 58,
73043992, 73043993, 7304 3998, 7304 51 81,
7304 51 89, 7304 5910, 7304 5992, 7304 59 93,
7304 59 99, 7304 90 00,

25 GrofSe geschweiflte Rohre 73051100, 730512 00, 7305 19 00, 7305 20 00,
73053100, 7305 39 00, 73059000

26 Sonstige geschwei@te Rohre 73061110, 73061190, 73061910, 730619 90,

7306 21 00, 7306 29 00, 7306 30 11, 7306 30 19,
7306 30 80, 7306 40 20, 7306 40 80, 7306 50 20,
7306 50 80, 7306 69 10, 7306 69 90, 7306 90 00




	Bekanntmachung der Einleitung einer Schutzmaßnahmenuntersuchung betreffend die Einfuhren von Stahlerzeugnissen (2018/C 111/10)

